Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 779 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Verhalten der Bundesregierung gegenüber 
Ministerialrat Dr. Strack 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, ob Rechtsanwalt 
Dahs als Verteidiger des Botschafters Blankenborn zur Be- 
gründung eines Amnestieantrages dem Landgericht Bonn 
vortrug, der Bundesminister des Auswärtigen habe namens 
der Bundesregierung dem Vertreter des Ministerialrats 
Dr. Strack, Rechtsanwalt Wenmakers, angeboten: 

Die Bundesregierung werde Dr. Strack im Bundeswirt- 
schaftsministerium zum Ministerialdirigenten ernennen; sie 
werde alsdann sofort bei der Regierung des Staates Irak 
das Agrement für Dr. Strack als Botschafter in Bagdad 
einholen und ihn nach Eingang des Agrements dort zum 
Botschafter ernennen; Dr. Strack werde von Bagdad nach 
Santiago versetzt werden, sobald der Botschafterposten 
dort — spätestens am 30. April 1 959 — dadurch freiwerde, daß 
der bisherige Botschafter die Altersgrenze erreiche, doch 
sei wegen einer anderweitigen Verwendung des bisheri- 
gen Botschafters in Santiago mit einem früheren Frei- 
werden dieser Stelle zu rechnen; mit diesen Maßnahmen 
solle sich Dr. Strack einverstanden erklären; nach dem 
Beschluß der Bundesregierung über seine Ernennung zum 
Ministerialdirigenten solle er seinen Strafantrag zurück- 
ziehen und sich an einer politischen Auswertung der An- 
gelegenheit nicht aktiv beteiligen ? 

2. Sind diese Behauptungen, falls Rechtsanwalt Dahs sie dem 
Gericht vorgetragen haben sollte, mit Zustimmung der 
Bundesregierung aufgestellt worden? 

3. Hat die Bundesregierung oder der Bundesminister des Aus- 
wärtigen oder sonst eine amtliche Stelle ein derartiges 
Angebot gemacht? 
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4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß einem Be- 
amten unter der Bedingung, daß er seinen Strafantrag gegen 
andere Beamte zurücknimmt, eine Beförderung angeboten 
werden darf? 

5. Von welcher Dienststelle hat Botschafter Blankenhorn Kennt- 
nis von einem solchen Angebot bekommen? 

6. War Botschafter Blankenhorn ermächtigt, ein derartiges 
Angebot dem Gericht zur Begründung seines Amnestiean- 
trages zur Kenntnis zu bringen? 

7. Ist der Bundesminister des Auswärtigen, falls eine solche 
Ermächtigung fehlt, der Auffassung, daß Botschafter Blanken- 
horn trotzdem auch in diesem Falle pflichtgemäß handelte ? 

8. Sind gegen Botschafter Blankenhorn, falls sein Verhalten 
als nichtpflichtgemäß angesehen wurde, disziplinarische 
Maßnahmen eingeleitet worden, weil er das Angebot der 
Bundesregierung dem Gericht bekanntgab ? 

Bonn, den 14. Januar 1959 

Ollenhauer und Fraktion 
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